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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Kernenergie

Zwar hatte die Betreiberin BKW angekündigt, das AKW Mühleberg 2019 stillzulegen,
doch AKW-kritische Kreise trauten dieser Ankündigung nicht oder betonten, die
Stilllegung von Mühleberg müsse aus Sicherheitsgründen sofort erfolgen. Die kantonale
Volksinitiative Mühleberg vom Netz verlangte die sofortige Stilllegung des Reaktors und
kam am 18. Juni 2014 zur Abstimmung. Während dem Pro-Komitee Grüne, SP und
Umweltverbände angehörten, bestand das Nein-Komitee aus Mitgliedern von SVP, BDP,
FDP, Gewerbe-, Industrie- und Hauseigentümerverband. Die Befürworter der Initiative
stellten neben dem Alter des AKW und diversen Sicherheitsmängeln auch die
Unretabilität des AKW ins Zentrum ihrer Kampagne. Die Gegner der Initiative
argumentierten, die Initiative sei wegen der angekündigten Stilllegung unnütz und
wegen möglichen Schadensersatzforderungen durch die BKW auch gefährlich. Die Höhe
von möglichen Schadensersatzforderungen blieb bis zur Abstimmung sehr umstritten
und die Einschätzungen variierten enorm. Die Regierung des Kantons Bern wollte sich
nicht auf eine Schätzung festlegen, obschon ein Rechtsgutachten vom Zürcher
Rechtsprofessor Andreas Auer genaue Angaben zu drohenden Klagen forderte. Bei
einer Stimmbeteiligung von 51,6% nahmen 137'285 Stimmende die Initiative an (36,8%),
und 236'285 (63,2%) lehnten sie ab. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.05.2014
NIKLAUS BIERI

1) Bund, 3.4.14; BZ, 4.4.14; Bund, 5.4., 3.5.14; BZ, Bund, 19.5.14
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